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  Datum 15.03.2021 
 
Rundschreiben IV Nr. 3/2021 zur Durchführung des § 76 des Landesbeamtengeset-
zes (LBG) in Verbindung mit der Landesbeihilfeverordnung (LBhVO) 
hier: Neufassung des Merkblattes über die Tragweite krankenversicherungsrecht-
licher Grundsatzentscheidungen bei Eintritt in ein Beamtenverhältnis 
Anlage 
 
 
Anliegend übersende ich Ihnen eine aktualisierte Fassung des Merkblattes über die Trag-
weite krankenversicherungsrechtlicher Grundsatzentscheidungen bei Eintritt in ein Be-
amtenverhältnis (Stand 01/2021) mit der Bitte um Kenntnisnahme und Weiterleitung in 
Ihrem Zuständigkeitsbereich.  
 
Es handelt sich ausschließlich um eine redaktionelle Aktualisierung des Ihnen bereits 
bekannten Merkblattes, die auf die Veröffentlichung des „Gesetzes zur Einführung der 
pauschalen Beihilfe“ (GVBl. 9/2020, S. 204) zurückzuführen ist.  
 
Mit der gesetzlichen Neuregelung zur pauschalen Beihilfe können beihilfeberechtigte 
Personen im Land Berlin, welche freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) oder in einer privaten Krankenvollversicherung (PKV) versichert sind, alternativ 
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zur bisherigen individuellen Beihilfe, die jeweils zu den tatsächlich anfallenden Aufwen-
dungen gewährt wird, die Gewährung einer pauschalen Beihilfe beantragen.  
 
Über diese neue Möglichkeit und die wesentlichen Inhalte des Gesetzes (u.a. Anspruchs-
voraussetzungen oder Verfahren zur Beantragung) wurden Sie bereits ausführlich mittels 
Rundschreiben IV Nr. 50/2020 vom 05.06.2020 und den zugehörigen „Fragen und Ant-
worten“ informiert. Dieses ist unter https://www.berlin.de/politik-und-verwaltung/rund-
schreiben/ abrufbar. 
 
Die Hinweise zur pauschalen Beihilfe wurden nun auch in das Merkblatt über die Trag-
weite krankenversicherungsrechtlicher Grundsatzentscheidungen bei Eintritt in ein Be-
amtenverhältnis (Stand 01/2021) aufgenommen.  
 
Die Dienstbehörden, welche für die Einstellung von beamteten Dienstkräften zuständig 
sind, werden hiermit gebeten, bei vorgesehenen Neueinstellungen auch das beiliegende, 
aktualisierte Merkblatt (Anlage) auszuhändigen. Hierdurch sollen die künftigen beamte-
ten Dienstkräfte frühzeitig die Möglichkeit bekommen, sich bezüglich der beiden Möglich-
keiten der Beihilfengewährung (individuelle oder pauschale Beihilfe) zu informieren, um 
auf dieser Grundlage bereits vor dem Tag der Ernennung eine Entscheidung treffen zu 
können. Eine frühzeitige Information ist zur Vermeidung von Nachteilen erforderlich, da 
die Gewährung einer pauschalen Beihilfe grundsätzlich erst ab dem ersten Tag des Mo-
nats, der auf die Antragstellung folgt, möglich ist. 
 
Der Versand dieses Rundschreibens erfolgt ausschließlich elektronisch. Das Rundschrei-
ben nebst dem aktualisierten Merkblatt ist im Internet unter https://www.berlin.de/politik-
und-verwaltung/rundschreiben/ abrufbar. 
 
Das Rundschreiben I Nr. 4/2016 wird hiermit ersetzt und durch die Neufassung gegen-
standslos. 
 
Im Auftrag 
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